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Abendlandisch
oder
universalistisch?

Josef Lang

Universalismus ist eine doppelte
Antwort auf den Ukraine-Krieg:
Uberwindung eines Block-
denkens, das die Menschenrechte
je nach Lager unterschiedlich
gewichtet. Und Verhinderung
eines neuen Blockdenkens,

das sich an der westlichen NATO
statt an der universellen UNO
orientiert.

Putins Angriffskrieg gegen die Ukraine stellt
uns Linke vor eine Frage, mit der wir nach 9/11
vor gut zwanzig Jahren konfrontiert waren:
Reagieren wir abendldndisch oder universalis-
tisch? Konkret heisst das: Setzen wir auf die
NATO oder auf die UNO und die OSZE, die
Organisation fiir Sicherheit und Zusammen-
arbeit in Europa? Zudem erscheint mit der
russischen Aggression und deren Unterstiit-
zung insbesondere durch China und Kuba die
humane und demokratische Bedeutung von
«universalistisch» klarer denn je. Verdienen
alle Menschen und Volker, die unterdriickt
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und bedroht werden, dieselbe Solidaritat —
unabhingig vom Farbanstrich des repressiven
Regimes?

Erosion
des Blockdenkens

Die humanistisch-demokratische Dimension
von Universalitdt besagt: Alle Menschen sind
gleich! Alle Volker sind gleichberechtigt! Auf-
fillig bei den Reaktionen auf Putins Krieg ist
die Tatsache, dass — mindestens in der Schweiz
und in Westeuropa — die grosse Mehrheit der
Linken sich klar vom Krieg distanzierte. Und
die Stimmen, die in den ersten Kriegstagen die
NATO fiir die russische Aggression mitverant-
wortlich machten, sind danach leiser geworden.
«Putinverstehen» und «Putinverehren» wurde
grossmehrheitlich zu einer rechten Angelegen-
heit. Eine wichtige Rolle in der Deutschschweiz
spielte hier die Wochenzeitung WOZ, die von
Anfang an unzweideutigen Klartext schrieb.

Die Zahl der linken Blockdenker*innen
ist gegeniiber jener, die sich im Kalten Krieg
noch geweigert hatten, den sowjetischen Ein-
marsch in die CSSR 1968 oder die Verfolgung
von Dissident*innen in Osteuropa zu verurtei-
len und die den Mauerfall 1989 mehr als Schock
denn als Befreiung erlebt hatten, stark zuriick-
gegangen. Die antistalinistische Linke, die sich
frither wegen ihrer Unterstiitzung Ostlicher
Oppositionsbewegungen «Antikommunismus»
vorwerfen lassen musste, erscheint jetzt plotz-
lich hegemonisch. Und wenn es in der Schweiz
Linke gibt, die aus dem Anti-Putin-Konsens
ausscherten, sind es vorwiegend ehemalige
Corona- und Impfskeptiker*innen.

Einparteiensysteme
blockieren Demokratie

Wie stark das Blockdenken beziiglich China —
hinter den USA und vor Russland die zweite
imperialistische Macht — geschwunden ist,
muss sich noch zeigen. Ein Test heisst Taiwan.
Chinas Anspruch auf die Insel ist ebenso un-
demokratisch wie derjenige Russlands auf
die Ukraine. So wird auch er mit Argumen-
ten begriindet, die nicht auf dem Willen der
realen Biirger*innen aufbauen. Weitere Tests
sind die Haltung gegeniiber der Zwangsassi-
milierung der Uigur*innen, die Unterstiitzung
von Demokratiebewegungen wie in Hong-
kong, von unabhéngigen Gewerkschaften und
von Forderungen nach personlichen, kultu-
rellen und politischen Freiheitsrechten. Das
wichtigste Kriterium aber ist die unzweideu-
tige Ablehnung des Einparteiensystems, der
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Alleinherrschaft der Kommunistischen Par-
tei. Eine Regierung ist nur dann demokratisch
legitimiert, wenn sie aufgrund freier Wahlen
in Konkurrenz mit anderen Parteien zustande
gekommen ist.

Damit waren wir bei Kuba, dessen Regime
im Juni 1989 einen Richtungsentscheid getrof-
fen hat, der heute noch gilt: fiir die Unter-
driickung der Proteste auf dem Pekinger
Tienanmenplatz und damit gegen die chinesi-
sche Demokratiebewegung.!

Wie stark das linke Blockdenken in dieser
Frage noch ist, zeigten die (Nicht-)Reaktionen
auf die Unruhen in Kuba im letzten Sommer.
Wihrend der Protestbewegung im Juli 2021
wurden Tausende festgenommen. Danach
wurden iiber 700 Personen angeklagt. 127 von
ihnen wurden zu drakonischen Strafen von bis
zu dreissig Jahren Gefingnis verurteilt. Die
Kommunistische Partei Kubas war zwar bereit,
mit kommunalen Protestgruppen zu reden.
Aber solange es diesen verboten ist, sich natio-
nal zu vernetzen, dient die Gesprachsbereit-
schaft der Obrigkeit mehr der sozialen Kon-
trolle als einer demokratischen Entwicklung.
Ein Ausdruck von Blockdenken war ein Arti-
kel in der — ansonsten emanzipatorischen —
WOZ (27.1.2022) iiber die tatsdchlich erstaun-
liche Bewiltigung der Pandemie. Der Beitrag
stellte in Frage, dass die politische Unter-
driickung bei den Sozialprotesten eine Rolle
gespielt habe. Der Motor und Bremser einer
«demokratischen Offnung» (WOZ 14.4.2022)
bleibt die Partei. Wird aber diese das grosste
Demokratiehindernis, das Einparteiensystem,
jemals aufheben?

Coronaskepsis
und Putinophilie

Die Tatsache, dass das Blockdenken seit
Putins Angriffskrieg innerhalb der Linken
am stédrksten von jenen gepflegt wird, die der
coronaskeptischen Szene angehoren, hat zwei
Hauptgriinde. Der erste ist ein blinder Anti-
amerikanismus, der die Coronabewegung,
die rechte Mehrheit wie die linke Minderheit,
pragte und jetzt bei beiden Fliigeln zu einer
putinnahen Haltung fiihrt: Der Feind mei-
nes Feindes ist mein Freund. Deshalb waren
aus der Linken stammende Triger*innen der
Coronaskepsis, beispielsweise die Zeitschrift
Zeitpunkt oder die Gruppe «Friedenskrafty,
vor der Pandemie Verteidiger*innen des syri-
schen Tyrannen Assad und dessen wichtigsten
Verbiindeten Putin gewesen.

Zum zweiten Grund fiihrt eine weitere
Auffilligkeit: Nicht nur die meisten rechten,
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sondern auch die meisten linken Corona- und
Impfskeptiker*innen waren und sind zugleich
Migrationsskeptiker*innen. Viele hatten mit
der Ecopop-Initiative, die die Einwanderung
beschrianken wollte, sympathisiert. Heute
wehren sie sich in Bern gegen ein Fliichtlings-
dorf fiir Menschen aus der Ukraine. Ihr Men-
schen- und Gesellschaftsbild ist ein organizis-
tisches: Das «Ganze», sei es «Oikos» oder das
«Volk», wird tiber die konkreten Menschen-
rechte als Rechte aller Menschen gestellt. Ihr
Staatsverstindnis geht nicht vom miindigen
Individuum aus, sondern von der kollektivis-
tischen Vorstellung einer «Volksgemeinschaft»
oder eines «Volkskorpers».2 Das passt bestens
zu Putins grossrussischem Chauvinismus. Es
passt aber auch zu einer Politik, die Blocke und
nicht Menschen in den Mittelpunkt stellt.

Volker-Bund oder
nordwestlicher Sonderbund

Ich komme nun auf die weltpolitische Dimen-
sion von Universalitdt zu sprechen. Und
beginne mit einem der Pioniere der Aufkldrung
und der Friedensphilosophie: Immanuel Kant.
Ich tue das auch, weil die heftigsten «West-
ler*innen», die in den biirgerlichen Medien
den Ton angeben, gerade vom Autor von Zum
ewigen Frieden nichts wissen wollen. Und ich
fahre weiter mit den bedeutendsten kantiani-
schen Projekten: der 1945 gegriindeten UNO
und dem mit ihr verbundenen Vélkerrecht.
Ich tue das auch, weil sich ausgerechnet die
lautesten Verkiinder*innen der «westlichen»
Aufkliarung als sicherheitspolitische Schmittia-
ner*innen erweisen. Geméss dem Nazi-Staats-
rechtler Carl Schmitt definiert sich Politik iiber
das Freund-Feind-Verhiltnis, was dem Milita-
rischen ein Ubergewicht verleiht.

Kant stellt den «ewigen Frieden» (1795/96)
auf folgende Basis: «Das Volkerrecht soll auf
einen Foderalismus freier Staaten gegriindet
sein.» Damit meinte er einen Bund der Volker,
dessen einigendes Band ein von allen Staaten
anerkanntes Volkerrecht ist. Von einem Son-
derbund, um einen Begriff aus der Schweizer
Geschichte zu gebrauchen, unterscheidet sich
ein Bund durch seinen inklusiven Charak-
ter. Hier liegt der grundsitzliche Unterschied
zwischen dem UNO-Bund, dem seit zwanzig
Jahren sogar die Schweiz angehért, und der
NATO, einem Sonderbund des reichen Nord-
westens dieses Planeten. Genau wie nur der
liberale Bund 1848 eine friedliche Schweiz
schaffen konnte, kann nur der UNO-Bund eine
friedliche Welt begriinden.
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Die 1945 vor allem aufgrund der Vorarbeiten
des US-Prasidenten Roosevelt geschaffene
UNO mit ihrer UN-Charta zog zwei wichtige
Lehren aus dem Scheitern des Volkerbundes.
Sie vermied — weitgehend — die Fehler des Ver-
trags von Versailles, der wegen seiner einsei-
tigen Siegerjustiz nicht wirklich inklusiv war.
Und sie baute Sanktionen fiir die Verletzung
der gemeinsamen Normen und Regeln ein.
Die umstrittenste Bestimmung der vier Sie-
germéchte USA, UdSSR, Grossbritannien und
Frankreich war und bleibt das Vetorecht fiir die
fiinf stindigen Mitglieder des Sicherheitsrates.
(China war bis 1971 durch Taiwan und ist seit-
her durch die Volksrepublik vertreten.)

Auf- und Abstiege
der UNO

Der grosste zivilisatorische Fortschritt ist die
Festschreibung des «Gewaltverbots» in Arti-
kel 2 der UN-Charta: «Alle Mitglieder unter-
lassen in ihren internationalen Beziehungen
jede gegen die territoriale Unversehrtheit oder
die politische Unabhingigkeit eines Staates
gerichtete oder sonst mit den Zielen der Ver-
einten Nationen unvereinbare Androhung
oder Anwendung von Gewalt.» Das Recht, als
UNO notfalls Gewalt anzuwenden, ist in der
Praambel festgeschrieben. Darin verpflichte-
ten sich die Staaten, die «Krifte zu vereinen,
um den Weltfrieden und die internationale
Sicherheit zu wahren», sowie «Grundsitze
anzunehmen und Verfahren einzufiihren, die
gewihrleisten, dass Waffengewalt nur noch im
gemeinsamen Interesse angewendet wird».

Ihre grosste Zeit hatten die UNO und die
KSZE, die heutige OSZE, mit und nach der
Uberwindung des Kalten Krieges. Thnen ist es
wesentlich zu verdanken, dass die Ostblock-
diktaturen und das Volkergefingnis Sowjet-
union ohne grosses Blutvergiessen untergin-
gen. Ein Hohepunkt dieses Freiheits- und
Friedensprozesses war die KSZE-Konferenz in
Paris vom November 1990, als alle Mitglied-
staaten sich fiir den Bau eines gemeinsamen
Hauses Europa aussprachen.

Das Konzept eines gemeinsamen Hauses
Europa und letztlich die UNO scheiterten pri-
mar an der NATO, deren Existenzberechtigung
nach der Auflésung des Warschauer Paktes zur
Disposition stand. Unter der Agide der USA
unternahm sie alles in ihrer Kraft Stehende, um
die erstarkte UNO zu schwéchen. Dabei erwies
sich der grossserbische Kriegsherr Milosevié¢
als eine Art «Diabolus ex Machina». Der neo-
konservative US-Autor Robert Kagan hat die
US-Politik im Kultbuch Macht und Ohnmacht.
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Amerika und Europa in der neuen Weltordnung
ehrlich und prignant beschrieben: «Fiir die
Vereinigten Staaten» gehorte «die Wahrung der
Existenzfahigkeit des Biindnisses [...] zu den
Hauptzielen der amerikanischen Intervention
[im Kosovo, J. L.], so wie die Erhaltung der Alli-
anz ein Hauptmotiv der friiheren Intervention
der USA in Bosnien gewesen war.»3

Aberauchdie Zerschlagung der chinesischen
Demokratiebewegung auf dem Tienanmen-
platz im Juni 1989 hat die 1990er Jahre negativ
beeinflusst. Und in Russland erhoben die stali-
nozaristischen Krifte wieder ihr Haupt, als sie
Jelzin dazu brachten, 1994 den Ersten Tschet-
schenienkrieg zu entfesseln.

Putin und
der War on Terror

Uber die Mitverantwortung der NATO, ins-
besondere der USA, fiir den Aufstieg Putins
habe ich mich schon anderweitig gedussert.*
Was George F.Kennan, Chefideologe des Kal-
ten Krieges, 1997 in seinem beriihmten Artikel
in der New York Times gegen die NATO-Oster-
weiterung geschrieben hat, hat sich zwei Jahre
spater mit Putins Machtiibernahme bestitigt:
«Eine solche Entscheidung droht die nationa-
listischen, antiwestlichen und militaristischen
Tendenzen in der russischen 6ffentlichen
Meinung zu entflammen und eine schidliche
Wirkung auf die Entwicklung der russischen
Demokratie zu haben» (5.2.1997).

Bei aller NATO-KTritik betonte ich aber
immer, dass fiir den Ukrainekrieg einzig und
allein Putin verantwortlich ist.> Wie aber erkli-
ren sich seine eklatanten Fehleinschdtzungen?
Zuerst einmal glaubte er wirklich, dass sich
die meisten Ukrainer*innen so sehen, wie er
sie sieht: als «Kleinruss*innen», die mit den
«Grossruss*innen» ein gemeinsames Volk
bilden. Und im Westen hat er sich getduscht,
weil seine beiden hochst brutalen Kriege in
Tschetschenien und in Syrien auf wenig Kritik
gestossen waren. Er selber hatte diese Kriege
als Teil des wesentlich von der NATO getrage-
nen «War on Terror» dargestellt und teilweise
auch gesehen. Im «christlichen Abendland»,
das der Begriff «Westen» mit beinhaltet, gab
es durchaus Verstidndnis fiir die russische Bru-
talitit gegen den «islamistischen Terror». Als
Putin am 12. Oktober 2002, 13 Monate nach
9/11, im Zuger Casino einen Friedenspreis
erhielt, war auch der US-Botschafter dabei.

Die NATO, die nach dem Fall Kabuls im
Jahr 2021 ihren Tiefpunkt erreicht hatte, ver-
dankt Putins Angriffskrieg eine unerwartete
Starkung. Das ist auch eine Folge der Tatsache,
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dass die UNO nicht nur politisch, sondern auch
militdrisch geschwicht wurde. Heute ruft nie-
mand nach dem Einsatz neutraler Blauhelme
im besetzten Teil der Ostukraine. Mit dem
gestiegenen Ansehen der NATO verbunden
sind gesteigerte Aufriistungstendenzen in den
meisten Lindern. Diese sind fragwiirdig, weil
die russische Armee offenbar viel schwicher
ist, als sie sich selber einschitzte und als sie
eingeschétzt wurde. Besonders grotesk ist die
Aufriistung in der BRD, die Putins Krieg tig-
lich mit Hunderten von Millionen Euros fiittert.
Ginge es der rot-griin-blauen Regierung wirk-
lich um die Menschen in der Ukraine und in
Deutschland, wiirde sie die Energiekaufe stop-
pen und die hundert Aufriistungsmilliarden in
die soziale Abfederung der Teuerungsfolgen
des Ol- und Gasembargos einsetzen. In der
Schweiz werden Aufriistung und NATO-Anni-
herung vornehmlich von jenen Kréften gefor-
dert, die in den letzten fiinfzehn Jahren durch
Rohstoffhandel, Oligarchengelder, Dual-Use-
Giiter Putins Aufriistung alimentieren halfen.

Abendlandisches
Blockdenken

Unter &dlteren und bewegungsfernen Linken
konnte sich ein neues NATO-Blockdenken ent-
wickeln. Was aber bedeuten die Konversionen
zum «westlichen Block» oder «Lager»? Aus
der Zeit des Kalten Krieges wissen wir, dass
das stalinistische Bekenntnis zu Moskau zur
Komplizenschaft mit der Niederschlagung des
Prager Friihlings fiihrte. Das sozialdemokra-
tische Bekenntnis fiir Washington fiihrte zur
Unterstiitzung des Vietnamkriegs oder zur Ver-
harmlosung der US-Politik in ihrem lateiname-
rikanischen «Hinterhof». Ahnliches ist auch in
der Zukunft zu erwarten.

Die Wende zur NATO und zum «westli-
chen Block» hat aber noch tiefere Implikati-
onen. Wer in der Schweiz Ja sagt zur NATO-
Anndherung, der sagt — nolens volens — Ja
zur Aufriistung und damit Nein zum Klima-
schutz. Beides ldsst sich schlicht und einfach
nicht finanzieren. Er sagt aber auch Ja zu
einem Diskurs, der sich ums Militarische dreht
und damit das erschwert, wenn nicht verhin-
dert, was die wichtigste Lehre fiir die Schweiz
aus Putins Angriffskrieg ist: die «Anderung
ihres Geschaftsmodells», wie es Die Zeit
am 13. April 2022 ausdriickte. Das Schwer-
wiegendste aber ist: Ein Ja zum «westlichen
Lager» impliziert das «christliche Abendland»
und das Verdringen dessen Verbrechen —vom
Kolonialismus bis zum War on Terror (mit
dem siidstaatlichen Bible Belt als Kernbasis).
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Wer eine Welt will, die friedlicher und gerech-
ter ist, denkt und handelt universalistisch. Der
tut alles zur Starkung des UNO-Bundes. Die
baut Europas Sicherheit auf die OSZE — im
Sinne von Immanuel Kant.

Zum Schluss noch dies: Die Neutralitit ist
kompatibel mit der UNO, weil diese univer-
sell ist. Universell heisst neutral auf globa-
ler Ebene. Deshalb macht das Mitmachen der
Schweiz im UNO-Sicherheitsrat Sinn. Wenn
wir den Kampf fiir die universellen Werte und
Institutionen mit dem fiir eine weltsolidarische
Neutralitidt verbinden und wenn die Mehrheit
der Linken auf dem kantianischen Weg bleibt,
konnen wir — auch weil die Biirgerlichen in die-
ser Frage gespalten sind — sowohl die Aufriis-
tung als auch die Teilintegration in die NATO
verhindern. Und dafiir sorgen, dass — im Sinne
der Konzernverantwortungsinitiative — aus der
Schweiz weder die Umwelt zerstort wird noch
Kriege alimentiert werden. @
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1 Josef Lang: Solidaritdt von unten gegen Spannungen
von oben. www.denknetz.ch, 3.1.2022, S.5.

2 Josef Lang: Vereint in der Unvernunft. In: Pandemie-
Debatte, Widerspruch 78/2022, S.191-195.

3 Robert Kagan: Macht und Ohnmacht. Amerika und
Europa in der neuen Weltordnung. Berlin 2003, S.58.

4  Siehe Anmerkung 1, S.3-35.

5 Josef Lang: Putins Krieg oder warum der
grossrussische Chauvinismus die Ukraine hasst.
www.denknetz.ch, 28.2.2022, 8.3, 5.

Neue Wege 6.22



	Abendländisch oder universalistisch?

